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Vorwort 

Umweltschutz für alle? Die vorliegende Studie geht der Frage nach, ob Umwelt-
güter und Umweltbelastungen in unserem Gemeinwesen gerecht verteilt sind. 
Die rechtswissenschaftliche Untersuchung stellt insbesondere die Frage nach der 
Umweltgerechtigkeit, nach deren Kriterien und einzelnen Erscheinungsformen in 
den Vordergrund. 

Sie nimmt damit von deutscher Seite Anregungen auf, die aus der US-ame-
rikanischen Diskussion um die „environmental justice" stammen. Dabei geht es 
allerdings nicht um eine einfache Rezeption, weil die Diskussionen in den USA 
aus dem Kerngedanken des Verbots rassischer Diskriminierung rührt, das in der 
Rechtswirklichkeit Deutschlands glücklicherweise keine vergleichbare aktuelle 
Brisanz besitzt. 

Die Studie geht nicht nur der theoretischen Ableitung und der allgemeinen 
Gestalt der Umweltgerechtigkeit nach. In der Überzeugung seiner praktischen 
Notwendigkeit und Brauchbarkeit in unserem Rechtssystem wird dem Gedanken 
der Umweltgerechtigkeit und seinen praktischen Erscheinungsformen in verschie-
densten Problembereichen nachgespürt. So werden Aspekte der Umweltgerechtig-
keit bei der Raumplanung, der Fernstraßenplanung, der Standortauswahl für Atom-
anlagen, der Flughafenplanung, der Abfallentsorgung, der Errichtung von Mobil-
funkanlagen, beim Klimaschutz und beim Emissionshandel sowie im Schadens-
ersatz-, Steuer- und Finanzrecht untersucht. 

Die Arbeit enstand in den Jahren 2001 bis 2005. Sie gibt im Wesentlichen den 
Stand vom Sommer 2005 wieder. Allen, die an dem Gelingen der Arbeit beteiligt 
waren, danke ich herzlich. Am Entstehen der Arbeit waren mit großem Engage-
ment und Scharfsinn meine folgenden Mitarbeiter beteiligt: Ralph Czarnecki, 
LL.M. (Kapitel 4 und 9), Sonja Eisenberg (Kapitel 1, 2, 5 und 11), Christina Hakel, 
LL.M. (Kapitel 1, 10 und Sachregister), Günter Handke (Kapitel 3, 7, 10 und 11) 
und Sven Sattler (Kapitel 6 und 8). Herr Johannes Bosselmann hat die Schluss-
arbeiteii des Buches sorgfältig betreut. Die Entstehung der Studie ist von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft  großzügig gefördert  worden. 

Berlin, im Dezember 2005 Michael  Kloepfer 
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7. Kapitel 

Einleitung 

I. Einführung 

Wo Abfalle entsorgt, Straßen gebaut, neue Technologien gefördert  und dabei 1 
Emissionen verursacht, Verschmutzungen ertragen oder Artenschwund beobachtet 
werden, sind immer zugleich Mensch und Natur betroffen.  Die Forderung nach 
Umweltgerechtigkeit erschöpft  sich deshalb nicht im Umwelt- und Naturschutz, 
sondern zielt in ihrer sozialen Komponente darauf ab, den Zugang der Menschen 
zu den natürlichen Ressourcen unabhängig von ihrer sozialen Stellung und eth-
nischen Herkunft  zu optimieren und niemanden im Hinblick auf Umweltlasten und 
-risiken ungerechtfertigt  zu benachteiligen. Als einzelne Ziele der Umweltgerech-
tigkeit werden dabei genannt: Die Verhinderung der Entstehung neuer Umwelt-
belastungen; die Beseitigung vorhandener Belastungen nach dem Verursacher-
bzw. Gemeinlastprinzip; die gerechte Verteilung nicht vermeidbarer und nicht 
eliminierbarer Umweltbelastungen; die Entscheidung der Betroffenen  selbst über 
von ihnen zu tragende Umweltbelastungen; die Gleichbehandlung sozialer Grup-
pen bei Vermeidung, Feststellung, Beseitigung und Entschädigung von Umwelt-
belastungen.1 

Im Rahmen dieses einführenden Kapitels geht es primär darum, eine Definition 2 
der Umweltgerechtigkeit zu formulieren,  die der Arbeit zugrunde gelegt werden 
kann und die Maßstab der Subsumtion in den einzelnen nachfolgenden Kapiteln 
sein wird. Zunächst sollen dafür das Konzept der Umweltgerechtigkeit und seine 
verschiedenen Dimensionen näher erläutert werden. Danach wird auf die zwei 
für die Umweltgerechtigkeit wesentlichen Bereiche der Gerechtigkeitsforschung, 
nämlich die Verteilungs- und die Verfahrensgerechtigkeit,  näher eingegangen. 
Diese bilden nämlich den Kernbereich der angewandten Umweltgerechtigkeit. 
Schließlich wird ein Ausblick für die kommenden Kapiteln gegeben, in denen ge-
zeigt werden soll, wo in diesem Bereich bisher Probleme gesehen und diskutiert 
werden. Anschließend soll nach rechtlichen Möglichkeiten gesucht werden, wie 
bestehenden Ungerechtigkeiten bei der Belastung der Bevölkerung mit unvermeid-
baren Umweltlasten bzw. bei der Begünstigung im Hinblick auf die partielle Nut-
zung von Umweltgütern abgeholfen werden kann oder wie diese Ungleichheiten 
vermieden werden können. 

1 Maschewsky,  Umweltgerechtigkeit, Public Health und soziale Stadt, 2001, S. 44. 

2* 



20 1. Kap.: Einleitung 

I I . Konzept der Umweltgerechtigkeit 

Das Problem der Umweltgerechtigkeit hat seine Ursachen unter anderem in der 
von Natur aus nicht ausgewogenen geographischen Verteilung von Umweltgütern 
und in der gezielten räumlichen Verteilung und Konzentration von anthropogen be-
dingten Umweltbelastungen (räumliche  Dimension).  Die gesellschaftlichen Kosten 
und ökologischen Nachteile des Ge- und Verbrauchs von Umweltgütern werden 
dabei häufig nicht von den Nutzern, sondern von anderen Gruppen der Gesell-
schaft getragen (soziale  Dimension).  Wie sehr die ungleiche Verteilung von Um-
weltlasten gerade auch in den modernen Industriegesellschaften zu einem sozialen 
Problem geworden ist, zeigt die US-amerikanische Environmental-Justice- Dis-
kussion (s. u. 2. Kapitel). Aber nicht nur die Folgen der Inanspruchnahme und des 
Verbrauchs von Umweltgütern wirken sich unterschiedlich auf einzelne soziale 
Gruppen aus, sondern auch Maßnahmen zum Schutz der Umwelt ζ. B. in Gestalt 
von Ökosteuern (s. u. 10. Kapitel). Bei der Frage der gerechten Verteilung von 
Umweltnutzen und -lasten geht es zudem in einer zeitlichen  Dimension  um die 
Berücksichtigung der zukünftigen Generationen. Art. 20a GG verlangt ausdrück-
lich den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen auch im Interesse der künftigen 
Generationen. Die lebensnotwendigen natürlichen Ressourcen - wie Wasser, Luft, 
Boden und Landschaft mit Fauna und Flora - müssen den nachfolgenden Gene-
rationen als Lebensgrundlage in substantiellem Maß erhalten bleiben.2 Inhalt des 
Staatsziels Umweltschutz ist damit auch die Herstellung einer sog. intergeneratio-
nellen  Gerechtigkeit.3 Sie ist zu unterscheiden von der sog. intragenerationellen 
Umweltgerechtigkeit, welche die Problematik der gerechten Verteilung innerhalb 
derselben Generation betrifft. 

1. Soziale und räumliche Umweltgerechtigkeit 

Die räumliche und die soziale Dimension der Umweltgerechtigkeit sind eng mit-
einander verbunden. So spricht sich die US-amerikanische Environmental  Justice-
Bewegung (s. u. 2. Kapitel), die den Ausgangspunkt einer wissenschaftlichen 
Diskussion um Umweltgerechtigkeit bildet, vor allem für die Vermeidung von Be-
nachteiligungen im Umweltschutz aus rassischen, ethnischen und sozialen Grün-
den aus. Dabei richtet sie sich insbesondere dagegen, dass Standorte für besonders 
umweltbelastende Aktivitäten in Gemeinden mit rassischen und ethnischen Min-
derheiten bzw. einkommensschwachen Gruppen gewählt werden. Es kann daher 
von einer geographischen oder räumlichen  Gerechtigkeit  mit  sozialen  Aspekten 

2 Epiney,  in: v. Mangoldt / Klein / Starck (Hg.), Das Bonner Grundgesetz, 4. Aufl. 2000, 
Art. 20a Rn. 66. 

3 Schulze- Fie litz,  in: Dreier (Hg.), Grundgesetz. Kommentar, 1998, Art. 20a Rn. 34; Som-
mermann,  Staatsziele und Staatszielbestimmungen, 1997, S. 190 ff.  u. 247 ff.  Vgl. zur inter-
generationellen Gerechtigkeit auch Leist,  in: Bayertz (Hg.), Praktische Philosophie, 1991, 
S. 322 ff. 
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gesprochen werden. Zusätzlich gibt es jedoch noch eine rein soziale Dimension. 
Dabei werden die Benachteiligung durch die mangelhafte Befolgung umweltrecht-
licher Vorschriften  und Anordnungen in diesen Gemeinden sowie finanzbedingte 
Benachteiligungen der Minderheiten bei den im Umweltschutz immer mehr ein-
gesetzten Marktlösungen diskutiert.4 

Mit anderen Worten: Umweltgerechtigkeit bezieht sich einerseits auf die im 5 
Hinblick auf geographische und soziale Ungleichheiten bezogene erhöhte Umwelt-
und Gesundheitsbelastung durch die Lebensbedingungen am Wohnort und anderer-
seits auf eine sozial ungerechte Verteilung der Kosten des Umweltschutzes, ins-
besondere bezogen auf die sog. neuen ökonomischen Instrumente des Umwelt-
schutzes. Die letztgenannten reinen Probleme sozialer Umweltgerechtigkeit ohne 
räumlichen Bezug werden im folgenden nur am Rande behandelt. So werden zwar 
die im Zusammenhang mit der Ökosteuer relevant werdenden Fragen der steuer-
lichen Gerechtigkeit oder die Verteilungswirkungen umweltpolitischer Abgaben 
überblicksweise dargestellt, sonstige rein soziale Auswirkungen ökonomischer 
Umweltschutzinstrumente jedoch nicht vertieft  behandelt. Entsprechend der in den 
USA geführten  Environmental  Justice-Debatte  soll der Schwerpunkt auf der räum-
lichen (und gleichzeitig sozialen) Umweltgerechtigkeit liegen; d. h. es soll unter-
sucht werden, inwieweit die Möglichkeit besteht, distributive  Aspekte  insbesondere 
bei der Zulassung neuer umweit- und gesundheitsbelastender Anlagen zu berück-
sichtigen, sowie inwiefern entsprechende Kompensationsmöglichkeiten  für die 
Konzentration von Umweltbelastungen in Frage kommen. 

Bezüglich des als räumliche Umweltgerechtigkeit bezeichneten Aspekts der 6 
Verteilungswirkung von Umweltlasten geht es in Deutschland, im Unterschied zu 
der Debatte in den USA, wo teilweise die Vorwürfe  eines gezielten Positionierens 
umweit- und gesundheitsschädigender Anlagen in von ethnischen Minderheiten 
oder einkommensschwachen Personen bewohnten Gemeinden erhoben werden, 
nicht um den Vorwurf  bewusster und willentlicher Diskriminierung sozial benach-
teiligter Schichten, insbesondere bestimmter Ethnien. Trotzdem sind auch hier 
überproportionale Belastungen ohnehin gesellschaftlich benachteiligter Gruppen 
festzustellen.5 Diese geographisch und sozial ungleiche Verteilung von Umwelt-
lasten in Deutschland ist primär auf ökonomische  Wirkungszusammenhänge  zu-
rückzuführen.  So lässt sich anführen, dass bauplanerisch als Mischnutzung aus-
gewiesene Gebiete zur Ansiedlung umweltbelastender Anlagen führen, was zu 
einem Absinken der Wohnpreise und damit zu einer verstärkten Bewohnung durch 
einkommensschwache Gruppen führt.  Ebenso wird geltend gemacht, dass effektive 
menschliche Anstrengungen zum Umweltschutz Wohlstand voraussetzten.6 

4 Vgl. hierzu Kloepfer,  DVB1. 2000, 750 (751). 
5 Heinrich  /Mielck/Schäfer/Mey,  Soziale Ungleichheit und umweltbedingte Erkrankung 

in Deutschland, 1998; Jarre,  Die verteilungspolitische Bedeutung von Umweltschäden, 1976, 
S. 88 ff.  und 180 f.; ders.,  Umweltbelastungen und ihre Verteilung auf soziale Schichten, 
1975, S. 60 ff.  (für das Ruhrgebiet); Maschewsky  (FN 1), S. 145 ff.,  insb. 148 f. 


